
Setzung über die zwischen uns strittigen Probleme aus der Vergangen
heit beiseite lassen sollten.

Wenn Ihr es wünscht, könnte zwischen Delegationen unserer beiden 
Parteien auch ein Meinungsaustausch über die Rolle der Arbeiter
parteien und über ihre Arbeitsweise stattfinden.

Wir schlagen Euch vor:
1. Gemeinsame Beratungen von Vertretern beider Parteiführungen 

über Maßnahmen zur Sicherung des Friedens, der Abrüstung, der 
Entspannung in Deutschland und der Herbeiführung der kollektiven 
Sicherheit in Europa.

2. Austausch von offiziellen Delegationen der beiden Parteifüh
rungen zum Studium der Lage der Werktätigen sowie der wirtschaft
lichen und staatlichen Verhältnisse in beiden Teilen Deutschlands. 
Austausch von Delegationen beider Parteien aus Betrieben, Kreisen, 
Bezirken und Ländern.

3. Durchführung von Parteiversammlungen der SPD und der SED, 
auf denen Vertreter beider Parteien ihre Auffassungen über die Siche
rung des Friedens, über Maßnahmen zur Beendigung des kalten 
Krieges und über den Weg zu einem friedliebenden, demokratischen 
Deutschland darlegen.

Das Bestreben des Großkapitals, zur Rüstungsproduktion überzu
gehen, die Verschärfung der kapitalistischen Ausbeutung durch Me
chanisierung und Automatisierung, die Gefahr des Mißbrauchs der 
Atomenergie zu Kriegszwecken in den Händen des Monopolkapitals 
hat in der Arbeiterklasse die Diskussion über die Probleme des Sozia
lismus und über den Weg zu diesem Ziel neu belebt. Wir halten es 
für zeitgemäß, daß die Arbeiterparteien eine freie Aussprache über 
diese Probleme fördern und hierzu ihren theoretischen Zeitschriften 
Raum geben.

Dürfen wir uns in unserem gemeinsamen Kampf durch die im Ver
laufe eines halben Jahrhunderts der Uneinigkeit entstandenen Mei
nungsverschiedenheiten behindern lassen? Bindet uns denn nicht das 
große Gemeinsame, daß wir Sozialisten sind - Ihr und wir? Auch Ihr 
sagt wie wir: „Was des Volkes Hände schaffen, muß des Volkes eigen 
sein!“

Genossinnen und Genossen!
Auf Eurem Parteitag in Hannover im Jahre 1946 habt Ihr die Be

strafung der Kriegsschuldigen, die Säuberung der gesamten Verwal-
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